
Eltern zur Überwindung dieser Schwierigkeiten aus­
geschlossen. Auch bei einer. Unterstützung durch ge­
sellschaftliche Kräfte ist, worauf die Bemühungen der 
Zeugin J. schließen lassen, keine anhaltende Ver­
besserung der Erziehungssituation zu erwarten, da die 
Verklagte infolge ihres persönlichen Unvermögens ob­

jektiv nicht in der Lage ist, gemäß den gegebenen 
Hinweisen zu verfahren.
Der Kläger hingegen verfügt über die Voraussetzungen, 
den Erziehungsprozeß seiner Kinder bewußt zu steu­
ern. Er ist sehr wohl in der Lage zu erkennen, welche 
Umstände den Kindern zum Vorteil gereichen oder 
schaden, und ordnet sein Verhalten klaren Überlegun­
gen unter. Mit Hilfe seiner Eltern wird er die Be­
treuung und Erziehung der Kinder meistern können. 
Um die Kinder ordnungsgemäß zu. versorgen und zu 
pflegen, benötigt er, wie er selbst ausführte, die Unter­
stützung seiner Mutter, weil ihm dazu noch die genü­
gende Sachkenntnis fehlt. Die Verhältnisse im Haushalt 
seiner Eltern wurden vom Referat Jugendhilfe als or­
dentlich bewertet. Da dort jedoch die räumlichen Ver­
hältnisse sehr beengt sind, sieht sich seine Mutter zu­
nächst nur zur Betreuung des Kindes Christian in der 
Lage. Das Kind Elke wird deshalb bis zur günstigeren 
Gestaltung der Lebensverhältnisse des Klägers in einem 
Dauerheim bleiben müssen. Dennoch ist die Übertra­
gung des Erziebungsrechts auch für die Tochter Elke 
auf den Kläger gerechtfertigt, da er gegenüber der 
Verklagten über die weitaus besseren erzieherischen 
Fähigkeiten verfügt.

Die Berufung der Verklagten war deshalb als unbe­
gründet zurückzuweisen.
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Der Erlaß weiterer neuer Gesetze zur Vervollkommnung des soziali­
stischen Rechtssystems (StGB, StPO, OWG. GGG und SchKO) erfor­
derte eine vollständige Neufassung des Leitfadens. Bei der Überarbei­
tung wurde den Erfahrungen der Schiedskommissionen im Zusammen­
wirken mit den örtlichen Volksvertretungen, mit den anderen Rechts­
pflegeorganen und den Ausschüssen der Nationalen Front bei der 
komplexen Bekämpfung und Vorbeugung der Kriminalität und anderer 
Rechtsverletzungen sowie den sich daraus für die zukünftige Arbeit 
ergebenden Anforderungen besondere Aufmerksamkeit gewidmet. 
Wertvolle persönliche Erkenntnisse und Hinweise vieler Vorsitzender 
und Mitglieder von Schiedskommissionen haben zur Bereicherung des 
Leitfadens beigetragen.
Der Aufbau des Leitfadens folgt der Reihenfolge der gesetzlichen 
Bestimmungen. Es werden sowohl zusammenhängend die Vorbereitung 
und Durchführung der Beratungen der Schiedskommissionen als auch 
die verschiedenen Aufgabenkompiexe dargestellt.
Der Leitfaden soll allen Schiedskommissionen helfen, ihre Aufgaben 
als gesellschaftliche Gerichte immer besser zu erfüllen und <Jie Qualität 
ihrer Rechtsprechung zu vervollkommnen. Die differenzierte Öffent­
lichkeitsarbeit, zu der im Leitfaden konkrete Hinweise enthalten sind, 
ist ein wesentliches Mittel, die gesellschaftliche Wirksamkeit der 
Schiedskomissionen zu erhöhen.
Der Leitfaden wendet sich auch an die Abgeordneten der örtlichen 
Volksvertretungen sowie an die Mitglieder und Mitarbeiter der ört­
lichen Räte, an Richter und Staatsanwälte, an Mitglieder ^und Mit­
arbeiter der Ausschüsse der Nationale.n Front und an alle Bürger, die 
durch ihre gesellschaftliche und berufliche Tätigkeit mit den Schieds­
kommissionen Zusammenarbeiten und ihnen bei der Lösung ihrer 
Erziehungsaufgoben helfen. Er vermittelt darüber hinaus auch den 
Konfliktkommissionen und ihren Mitgliedern nützliches Wissen.
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